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Kleine Anfrage 1041 
der Abgeordneten Lars Hünich (AfD-Fraktion) und Fabian Jank (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Auswirkungen der GAP-Reform (MFR 2028–2034) auf Brandenburg, degressive Flä-
chenzahlung (DABIS) und Verlust landespolitischer Gestaltungshoheit 

Die Europäische Kommission hat am 16. Juli 2025 ihren Vorschlag für den Mehrjährigen 
Finanzrahmen (MFR) 2028 bis 2034 einschließlich eines neuen Rechtsrahmens für die Ge-
meinsame Agrarpolitik (GAP) vorgelegt. Kernstück der neuen Architektur sind die sogenann-
ten Nationalen und Regionalen Partnerschaftspläne (NRP-Pläne), die die bisherigen 52 Pro-
gramme auf 16 Programme konsolidieren. 
Ein wesentliches Element des Kommissionsvorschlags ist die Einführung einer degressiven 
flächenbezogenen Einkommensstützung (DABIS). Dieses Instrument sieht vor, dass Direkt-
zahlungen ab einer bestimmten Betriebsgröße progressiv abgeschmolzen werden. Ostdeut-
sche Bundesländer – darunter Brandenburg – sind aufgrund der historisch gewachsenen 
Agrarstruktur (Betriebsgröße in Brandenburg durchschnittlich ca. 280 ha gegenüber  
ca. 60 ha bundesweit) von dieser Regelung überproportional betroffen. 
Gleichzeitig sieht der Vorschlag vor, die bislang eigenständig von den Ländern verwaltete 
zweite Säule (Ländliche Entwicklung/ELER) vollständig in die NRP-Pläne zu integrieren. 
Dies bedeutet einen erheblichen Verlust an landespolitischer Gestaltungshoheit. Zudem 
werden höhere nationale Anforderungen an die Kofinanzierung von mindestens 30 bis 60 % 
vorgesehen, was strukturschwächere Länder wie Brandenburg zusätzlich benachteiligt. 
Brandenburg hat im laufenden ELER-Programm 2015 bis 2023 rund 1,8 Milliarden Euro an 
EU-Förderungen eingesetzt, mit Schwerpunkten bei LEADER (400 Millionen Euro), Ökolo-
gischem Landbau (344 Millionen Euro) und Ausgleichszahlungen für benachteiligte Gebiete 
(257 Millionen Euro). Es besteht die begründete Gefahr, dass diese Fördermöglichkeiten 
unter dem neuen Rahmen eingeschränkt werden. 
 
Wir fragen die Landesregierung: 

1. Hat die Landesregierung eine Abschätzung der finanziellen Auswirkungen der geplan-
ten degressiven Flächenzahlung (DABIS) auf brandenburgische Agrarbetriebe vorge-
nommen? Wenn ja, welche konkreten Einkommensverluste sind für Betriebe unter-
schiedlicher Größenklassen (z. B. 100 bis 200 Hektar, 200 bis 500 Hektar, größer als 
500 Hektar) zu erwarten? 

2. Wie positioniert sich die Landesregierung zur Einführung der DABIS und setzt sie sich 
im Bundesrat aktiv für eine Abmilderung der Degression zum Schutz der großen Agr-
arbetriebe in Ostdeutschland ein? 
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3. Plant die Landesregierung, gemeinsam mit den anderen ostdeutschen Bundesländern 
eine abgestimmte Bundesratsinitiative zur Änderung des DABIS-Mechanismus einzu-
bringen? 

4. Welche konkreten Auswirkungen erwartet die Landesregierung durch die Integration 
der bisherigen ELER-Programme in die neuen NRP-Pläne hinsichtlich der Gestal-
tungshoheit des Landes Brandenburg? 

5. Wie bewertet die Landesregierung die erhöhten nationalen Kofinanzierungsanforde-
rungen im Hinblick auf die Haushaltslage Brandenburgs und welche Maßnahmen plant 
sie, um eine vollständige Inanspruchnahme der EU-Mittel sicherzustellen? 

6. Ist das Mindestziel von 10 % der Mittel für ländliche Räume (für Deutschland mindes-
tens 3,11 Milliarden Euro) aus Sicht der Landesregierung ausreichend, um die Förder-
niveaus des laufenden ELER-Programms fortzuschreiben? 

7. Auf welchen Wegen und mit welchen konkreten Forderungen hat die Landesregierung 
bislang auf die laufenden Verhandlungen zum MFR 2028–2034 Einfluss genommen 
und welche weiteren Maßnahmen sind bis zum Abschluss der Verhandlungen geplant? 

 

 


	1. Hat die Landesregierung eine Abschätzung der finanziellen Auswirkungen der geplanten degressiven Flächenzahlung (DABIS) auf brandenburgische Agrarbetriebe vorgenommen? Wenn ja, welche konkreten Einkommensverluste sind für Betriebe unterschiedlicher...
	2. Wie positioniert sich die Landesregierung zur Einführung der DABIS und setzt sie sich im Bundesrat aktiv für eine Abmilderung der Degression zum Schutz der großen Agrarbetriebe in Ostdeutschland ein?
	3. Plant die Landesregierung, gemeinsam mit den anderen ostdeutschen Bundesländern eine abgestimmte Bundesratsinitiative zur Änderung des DABIS-Mechanismus einzubringen?
	4. Welche konkreten Auswirkungen erwartet die Landesregierung durch die Integration der bisherigen ELER-Programme in die neuen NRP-Pläne hinsichtlich der Gestaltungshoheit des Landes Brandenburg?
	5. Wie bewertet die Landesregierung die erhöhten nationalen Kofinanzierungsanforderungen im Hinblick auf die Haushaltslage Brandenburgs und welche Maßnahmen plant sie, um eine vollständige Inanspruchnahme der EU-Mittel sicherzustellen?
	6. Ist das Mindestziel von 10 % der Mittel für ländliche Räume (für Deutschland mindestens 3,11 Milliarden Euro) aus Sicht der Landesregierung ausreichend, um die Förderniveaus des laufenden ELER-Programms fortzuschreiben?
	7. Auf welchen Wegen und mit welchen konkreten Forderungen hat die Landesregierung bislang auf die laufenden Verhandlungen zum MFR 2028–2034 Einfluss genommen und welche weiteren Maßnahmen sind bis zum Abschluss der Verhandlungen geplant?

